
zusätzliche Belastung gedacht, sondern soll
die bisher übliche, für die Bürgerinnen und
Bürger wenig transparente Heraufsetzung
der Grund- und Gewerbesteuerhebesätze,
ablösen. Die deutliche Sichtbarkeit ist als
präventiv wirkendes Sanktionsinstrument
gegen den Missbrauch von Kreditaufnah-
men zu bewerten und für alle Akteure als
Anreiz zu frühzeitigem Eingreifen bei fi-
nanziellen Problemen gedacht.

Es kann keine einfachen Lösungen ge-
ben. Zum einen unterwerfen sich die Kom-
munen – nach Sicherstellung einer auf-
gabenangemessenen Finanzausstattung –
klaren Verschuldungsgrenzen, die auch die
Kassenkredite mit einschließen. Damit soll
der Weg in Verschuldung und die Abwäl-
zung von fiskalischen Lasten auf Kinder
und Enkel deutlich erschwert werden. Dies
muss jedoch mit einer Reform der Haus-
haltsaufsicht einher gehen. Eine unabhän-
gige Institution, nur ihrer gesetzlichen
Grundlage verpflichtet, soll das Verhalten
der Kommunen kontrollieren, aber auch –
und darin liegt das Neue des Vorschlags –
die Konsequenzen des finanzwirksamen
Verhalten von Bund und Land betrachten.
Damit wird ein Schutz vor fiskalischen Ab-
wälzungsstrategien der zentralen Gebiets-
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Die Größe der Wohnung, das Ausstattungs-
niveau und ihre mehr oder weniger attrak-
tive Lage hängen ab von den materiellen
und sozialen Ressourcen, über die ein
Haushalt verfügt. Die Wohnung und die
Wohnumgebung haben aber auch einen
Einfluss auf die Lebenschancen dadurch,
dass von ihnen der Zugang zu privaten und
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körperschaften institutionalisiert.Die neue
Aufsicht wäre Kontrolleur und Anwalt der
Kommunen. Für die Kommunen, die auf
Grund der Höhe der fiskalischen Altlasten
keine Möglichkeit haben im Rahmen po-
litisch planbarer Zeiträume einen hin-
reichenden Schuldenabbau allein zu er-
reichen, ist eine Hilfe des Landes vertret-
bar. Jede Entschuldungshilfe muss jedoch
mit erheblichen und nachweisbaren kom-
munalen Eigenanstrengungen »erkauft«
werden. Um eine nachhaltige Haushalts-
wirtschaft politisch attraktiv zu machen,
ist schließlich auch der Bürger mit einzu-
beziehen. Bürger, die von schuldenfinan-
zierten kommunalen Leistungen profitie-
ren, müssen auch zur Finanzierung heran-
gezogen werden. Diese Fühlbarkeit der fis-
kalischen Lasten macht den Abbau der Ver-
schuldung auch für den Bürger sinnvoll.

Will man die Fahrt der strukturschwa-
chen Kommunen ins fiskalische »Nirwa-
na« ernsthaft stoppen, so haben diese Vor-
schläge eine gewisse Alternativlosigkeit. Sie
binden alle schuldenverursachenden Ak-
teure ein. Das macht die politische Umset-
zung schwierig. Fällt aber nur ein Element
aus dem Strategiemix heraus, so ist die Um-
setzung des ganzen Vorhabens gefährdet.
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öffentlichen Dienstleistungen abhängig ist.
Auch das negative Image eines Quartiers
kann soziale Ungleichheit verstärken, in-
dem die Bewohner stigmatisiert und in
verschiedenen Zusammenhängen diskri-
miniert werden. Das ist insbesondere dann
der Fall, wenn es eine extreme räumliche
Konzentration (Segregation) von Haushal-
ten gibt, die mit vielen sozialen Problemen
behaftet sind. In den großen Städten über-
lagert sich in den »Migranten-Vierteln«
diese soziale mit einer ethnisch-kulturellen
Segregation. Bewohner von Armutsvier-
teln werden durch den Ort, wo sie wohnen,
zusätzlich zu ihren sozialen Problemen be-
nachteiligt. Der Wohnort kann also aus-
grenzend wirken.

Die »Wohnungsfrage« war im 19. und
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
ein wichtiger Teil der »sozialen Frage«. Das
Proletariat lebte in Quartieren, die durch

schlechte Bausubstanz, Umweltbelastun-
gen und eine hohe Bevölkerungsdichte ge-
kennzeichnet waren. Diese Wohnungsnot
wurde im Laufe des 20. Jahrhunderts weit-
gehend beseitigt – durch die Erhöhung der
Realeinkommen und durch die Förderung
von Wohnungsbau durch den Staat. Damit
wurden bezahlbare Wohnungen von hoher
Qualität auch für die Haushalte mit relativ
niedrigen Einkommen geschaffen. Nach
wie vor gibt es große Unterschiede in der
Wohnungsversorgung zwischen den sozia-
len Schichten. Die Wohnungen sind je
nach Einkommen unterschiedlich groß,
unterschiedlich stark belegt und unter-
schiedlich gut ausgestattet. Insbesondere
zwischen Mietern und Eigentümern gibt es
deutliche Ungleichheiten, aber auch die
Migranten leben im Durchschnitt unter er-
heblich schlechteren Wohnbedingungen
als die einheimischen Haushalte.
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Wieder zunehmende
soziale Entmischung

Zwar nimmt der Anteil vom Einkommen,
der für Wohnkosten ausgegeben werden
muss, laufend zu – und dies trifft die un-
teren Einkommensgruppen stärker als die
oberen – dennoch ist das Hauptprob-
lem bei der Wohnungsversorgung nicht
mehr die quantitative Versorgung, sondern
die zunehmende soziale Entmischung von
Quartieren. Während Stadtentwicklung
und Wohnungspolitik seit den 20er Jahren
und insbesondere in der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg durch die öffentliche För-
derung des Baus von Miet- und Eigen-
tumswohnungen zur Beseitigung von Ob-
dachlosigkeit, zum Abbau von sozialer Se-
gregation und damit zur Integration des
Proletariats beigetragen haben, zeigen sich
seit etwa zwei Jahrzehnten wieder stärkere
Tendenzen zur Herausbildung von Unter-
schieden in der Wohnungsversorgung, die
zur Marginalisierung eines erheblichen
Teils der Stadtbevölkerung beitragen kön-
nen.

Ursachen dafür sind wachsende mate-
rielle und ethnisch-kulturelle Unterschiede
in den Städten, die sich nach dem Ende der
Vollbeschäftigung und mit dem Abbau der
staatlichen Intervention in die Wohnungs-
versorgung auch in einer stärkeren sozial
räumlichen Segregation niederschlagen.
Die sozialen Unterschiede zwischen ver-
schiedenen Quartieren waren zwar nie
ganz beseitigt worden, aber der soziale
Wohnungsbau hatte doch akzeptable Mög-
lichkeiten für ein großes Spektrum von
Lohnabhängigen in verschiedenen Teilen
der Stadt geschaffen. In dem Maße aber, wie
im Zuge der Deindustrialisierung viele In-
dustriearbeiter arbeitslos wurden, wurden
aus Arbeitervierteln Arbeitslosenviertel. Da
vom Abbau der Industrie-Arbeitsplätze in
den Städten die Migranten besonders stark
betroffen sind, haben sich in den Quartie-
ren mit hohen Migrantenanteilen auch die
sozialen Probleme verstärkt.

In Vierteln, in denen die Arbeitslosig-
keit hoch ist und die Kaufkraft sinkt, ver-
ändert sich das Waren- und Dienstleis-
tungsangebot, und auf den Straßen und öf-
fentlichen Plätzen verstärken sich die Kon-
flikte – insbesondere dann, wenn auch
noch kulturelle Konflikte zwischen ver-
schiedenen Lebensstilen, wie etwa zwi-
schen Familien und Alleinlebenden, zwi-
schen Alten und Jungen, zwischen Einhei-
mischen und Migranten dazu kommen.
Wenn Einwohner, die über ausreichende
Ressourcen verfügen, das Gefühl bekom-
men, mit ihrem Wohngebiet gehe es »ab-
wärts«, suchen sie sich eine Wohnung in ei-
ner anderen Gegend,wodurch die Konzen-
tration von sozialen Problemen noch ver-
stärkt wird.

Die Möglichkeiten zur Teilhabe am so-
zialen und kulturellen Leben werden in der
Armut und insbesondere in den Vierteln,
die durch einen hohen Anteil von Armuts-
bevölkerung geprägt sind, dadurch einge-
schränkt, dass die sozialen Beziehungen
immer mehr auf solche Personen be-
schränkt bleiben, die selbst mit großen so-
zialen Problemen zu kämpfen haben. Re-
signation, Apathie und politisches Des-
interesse breiten sich aus.

»Normale« Lernprozesse
kaum noch möglich

Insbesondere für Kinder und Jugendliche
sind solche Wohnquartiere eine sehr un-
günstige Umgebung für die Entfaltung ih-
rer Persönlichkeit und für eine aussichts-
reiche Karriere im Bildungssystem. Das
Quartier ist immer auch ein Sozialisations-
raum, und umso homogener die Bezugs-
gruppen sind, desto weniger anregend ist
die soziale Umgebung. Da häufig auch eine
Unterstützung seitens der Familie für er-
folgreiche Lernprozesse nicht möglich ist,
entsteht ein Milieu, das entmutigend und
benachteiligend wirkt. Insbesondere in den
Schulen ergeben sich Situationen, in denen
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»normale« Lernprozesse kaum noch mög-
lich sind.

Die Schulsegregation ist in der Regel
sehr viel höher als die Wohnsegregation. Die
Schulen haben Familien-Ersatzfunktionen
zu übernehmen, und angesichts großer Dis-
ziplin-Probleme sinkt das Leistungsniveau
aller Schüler, sodass die Quote der Schul-
Abbrecher und derjenigen, die überhaupt
keinen Schulabschluss erreichen, sehr hoch
ist. Insbesondere in Schulen, in denen viele
Schüler nicht über die notwendigen sprach-
lichen Voraussetzungen verfügen, um dem
Unterricht zu folgen, werden nicht die Vo-
raussetzungen zum Besuch weiterführen-
der Schulen vermittelt. Eltern aus Familien
mit höheren Aspirationen im Bildungssys-
tem nehmen ihre Kinder aus solchen Schu-
len, und zurückbleiben die »Versager«, de-
ren Bildungs- und Lebenschancen dadurch
erheblich beeinträchtigt werden.

Integrierte Politik
als Voraussetzung

Ließe man diese Entwicklung einfach lau-
fen, entstünde in diesen Quartieren eine
neue städtische Unterklasse. Dies ist weder
unter Gesichtspunkten der sozialen Ge-
rechtigkeit noch unter Gesichtspunkten
der Entwicklung des Humankapitals für
den zukünftigen Arbeitsmarkt, auf dem die
Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräf-
ten noch höher als heute sein wird, ak-
zeptabel. In vielen europäischen Ländern,
in denen ähnliche Entwicklungen zu be-
obachten sind, sind seit Mitte der 90er Jah-
re Programme eingeführt worden, die die-
se Marginalisierung- und Ausgrenzungs-
prozesse bekämpfen sollen.

Während in Ländern wie Frankreich
und den Niederlanden durch massive In-
vestitionen in den Wohnungsbau die Segre-

gation direkt bekämpft wird, versucht das
Programm »Soziale Stadt« in Deutschland,
die Quartiere vor dem Abrutschen zu be-
wahren und den Bewohnern neue Chancen
bei der beruflichen Qualifikation und bei
der Gestaltung ihrer Quartiere zu eröffnen.
Durch Quartiersmanagement sollen die
Bewohner neue Kommunikations- und
Partizipationsmöglichkeiten erhalten, die
neue Initiativen und ein neues soziales En-
gagement bewirken sollen. Darüber hinaus
wird in die Infrastruktur und in die öffent-
lichen Räume investiert, sodass das Gefühl,
abgehängt zu sein, bekämpft wird.

Das sind wichtige und richtige Ansät-
ze, aber die Ursachen der Marginalisie-
rung, die hohe Arbeitslosigkeit und die
wachsende Armut, können auf Quartiers-
ebene natürlich nicht wirksam bekämpft
werden. Der Erfolg im Kampf gegen die
Ausgrenzung ist also nicht nur abhängig
von lokalem Engagement, sondern auch
von einer gesamtgesellschaftlichen Politik,
die sich für soziale Inklusion auch dann
stark macht, wenn den Bewohnern der
Weg über die Integration durch Erwerbs-
arbeit versperrt ist.

Eine Wiederbelebung des sozialen
Wohnungsbaus wäre Voraussetzung dafür,
dass bezahlbare Wohnungen auch für
Haushalte mit geringen Einkommen in al-
len Teilen der Stadt zugänglich sind. Eine
integrierte Politik, bei der sich Sozial-,
Familien-, Jugend-, Wohnungs-, Bildungs-
und Arbeitspolitik gegenseitig ergänzen
und verstärken, wäre Voraussetzung dafür,
dass die soziale Ungleichheit, die durch
sozialräumliche Ausgrenzung verstärkt
wird, abgebaut wird. Ansätze dazu gibt es
im Programm »Soziale Stadt«, aber ein
Durchbruch ist dabei leider noch nicht in
Sicht. Der soziale Frieden der Städte ist
aber auf eine erfolgreiche Integrations-
politik angewiesen.
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